
Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit erhalten Sie unseren aktuellen Newsletter Vergaberecht, Ausgabe
Juni 2026.

Neben unseren Beiträgen zu aktuellen Entwicklungen im Vergaberecht
laden wir Sie herzlich zu unserer nächste Ausgabe der kostenfreien
Webinar-Seminarreihe „Vergaberecht aktuell“ am 25. Juni 2026 ein,
in der wir die wichtigsten Neuerungen durch das
Vergabebeschleunigungsgesetz vorstellen. Weitere Informationen sowie
die Möglichkeit zur Anmeldung finden Sie hier.

Wir wünschen eine angenehme Lektüre und freuen uns über Ihre
Teilnahme!

Mit freundlichen Grüßen 

Stephan Rechten 
Rechtsanwalt

vCard
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Webinar „Vergaberecht aktuell“ 

Lange angekündigt, nun beschlossen: Mit dem
Vergabebeschleunigungsgesetz soll die Vergabe öffentlicher Aufträge

künftig schneller, effizienter und flexibler werden.

Noch vor dem Inkrafttreten der Neuregelungen am 1. Juli 2026 geben wir
Ihnen in unserer kostenfreien Webinar-Seminarreihe „Vergaberecht
aktuell“ einen kompakten Überblick über die wichtigsten Änderungen

und deren praktische Auswirkungen. Dabei beleuchten wir die
maßgeblichen Neuerungen im Ober- und Unterschwellenbereich.

Informieren Sie sich frühzeitig über die neuen Rahmenbedingungen und
melden Sie sich gerne für unser Webinar am 25. Juni 2026 von 10:00

bis 12:00 Uhr über den nachfolgenden Button an.

Hier anmelden
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KG zu den Anforderungen an die
Information nach § 134 GWB 

Der Vergabesenat des Kammergerichts hat in seinem Beschluss vom 14. 
April 2026 (Verg 13/25) die Anforderungen an die Vorabinformation nach 
§ 134 Abs. 1 S. 1 GWB konkretisiert und entschieden, dass das Interesse 
an einem transparenten Vergabeverfahren das Geheimhaltungsinteresse 
der Bieter überwiege. Demnach sei im Rahmen der Informationspflicht 
auch eine Offenlegung des Preises des Angebots der Zuschlagspräten-
dentin angezeigt. Liegen der Zuschlagsentscheidung darüber hinaus 
qualitative Zuschlagskriterien zugrunde, müsse eine Information über die 
Bewertung des eigenen sowie des zu bezuschlagenden Angebots erfolgen.

Sachverhalt

Der Auftraggeber schrieb verschiedene Aufträge für Betriebsleistungen in 
verschiedenen Flüchtlingsunterkünften aus, für die das allein maßgebliche 
Zuschlagskriterium der Preis war. Für einen dieser Aufträge gab der 
Antragsteller ein Angebot ab. Der Antragsgegner informierte den 
Antragsteller gemäß § 134 Abs. 1 GWB sodann wie folgt über die 
Erteilung des Zuschlags an einen anderen Bieter:

"Wie in den Vergabeunterlagen bekannt gemacht, wird der Zuschlag
zu 100 % nach dem Preis vergeben. Den Zuschlag erhält das Angebot
mit dem niedrigsten Angebotspreis (in Euro brutto). Ihr Angebot
enthält einen höheren Angebotspreis (in Euro brutto) als das des
Zuschlagsbieters. In der Gesamtbewertung belegt Ihr Angebot den 12.
Platz. Demnach ist das Angebot des Zuschlagsbieters wirtschaftlicher
als Ihr Angebot."

Der Antragsteller monierte gegenüber dem Antragsgegner die 
unzureichende Information über das Ausschreibungsergebnis und stellte 
nach der Nichtabhilfe der Rügen durch den Antragsgegner bei der 
Vergabekammer einen Nachprüfungsantrag. Mit diesem verfolgte er das 
Ziel, das Verfahren in den Stand vor Angebotswertung zurückzuversetzen 
und beantragte hilfsweise andere geeignete Maßnahmen sowie 
Akteneinsicht. Die Vergabekammer gab dem Antrag insoweit statt, als es 
das Verfahren in den Stand vor Angebotswertung zurückversetzte. Die 
Vergabekammer stützte ihre Argumentation entscheidend darauf, dass 
der Antragsgegner seiner Informationspflicht nach § 134 GWB nicht 
hinreichend nachgekommen sei.
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Der Antragsgegner legte sofortige Beschwerde gegen die Entscheidung der 
Vergabekammer ein. Nach seiner Auffassung entsprach das Informations-
schreiben den vergaberechtlichen Anforderungen; die Nichtinformation über 
die Angebotspreise der anderen Bieter begründete er insbesondere damit, 
dass deren Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse einer Information 
entgegenstünden.

Entscheidung

Der Vergabesenat hält den Nachprüfungsantrag des Antragstellers hinsichtlich 
der nur unzureichend erfüllten Informationspflichten für zulässig und 
begründet; insoweit hat es die gegen die Entscheidung der Vergabekammer 
eingelegte sofortige Beschwerde des Antragsgegners als unbegründet 
abgewiesen. Zur Begründung verweist der Vergabesenat auf die 
unzureichende Information des Antragstellers durch den Antrags-gegner 
hinsichtlich der Zuschlagsentscheidung. Dieses Vorgehen entspricht nach 
Auffassung des Gerichts weder den Anforderungen des § 134 Abs. 1 S. 1 GWB 
noch denen des Transparenzgebotes aus § 97 Abs. 1 S. 1 Alt. 2 GWB.

Es konkretisiert bezüglich der Informationspflicht des § 134 Abs. 1 S. 1 GWB, 
dass der Auftraggeber die nicht berücksichtigten Bieter über die tragenden 
Gründe der Zuschlagsentscheidung zu informieren habe. Ist im Vergabever-
fahren der Preis alleiniges Zuschlagskriterium, müsse eine Information über 
den Preis des zu bezuschlagenden Unternehmens erfolgen. Sind daneben 
qualitative Zuschlagskriterien relevant, müsse daneben eine Information über 
die Bewertung des eigenen sowie des für den Zuschlag vorgesehenen 
Angebots erfolgen. Die Entscheidung stellt an dieser Stelle klar, dass etwaige 
Geschäftsgeheimnisse der Bieter diesem Vorgehen nicht entgegenstehen, da 
das Interesse an einem transparenten Vergabeverfahren das Geheimhaltungs-
interesse der Bieter an den von ihnen angegebenen Preisen überwiegt.

Ein Informationsanspruch resultiere zudem aus § 97 Abs. 1 S. 1 Alt. 2 GWB. 
Unterlässt der Auftraggeber die Mitteilung von wesentlichen Informationen, 
etwa solche die die Zuschlagsentscheidung betreffen, liege ein von der Norm 
gefordertes transparent durchgeführtes Vergabeverfahren gerade nicht vor. 
Der Vergabesenat weist daraufhin, dass ohne Kenntnis der Informationen 
nicht geprüft werden könne, ob eine Verletzung der Rechte der Bieter 
vorliege; dann wären die Rechtsschutzmöglichkeiten erheblich eingeschränkt.

Vorliegend fehlte im Informationsschreiben der Auftraggeberin die Darlegung 
der Gründe für die Nichtberücksichtigung des Angebots. Das Gericht präzisiert,  
dass dafür allein die Mittelung eines Rangplatzes des Antragstellers und der 
pauschale Verweis auf einen günstigeren Preis des Angebots des zu 
bezuschlagenden Bieters nicht die Begründungsanforderung der Zuschlagsent-



scheidung im Sinne des § 134 Abs. 1 S. 1 GWB erfüllt. Auch eine Verletzung 
des Transparenzgebotes aus § 97 Abs. 1 S. 1 Alt. 2 GWB sieht das Gericht als 
gegeben an. Dafür reicht ein pauschaler Verweis auf eine Preisprüfung nicht 
aus.

Sofern sich die sofortige Beschwerde des Antragsgegners hingegen gegen die 
von der Vergabekammer angeordnete Zurückversetzung des Vergabe-
verfahrens vor Angebotswertung richtet, ist sie begründet. Diese erachtet der 
Vergabesenat als nicht verhältnismäßig, dabei insbesondere als nicht 
geeignet, da die fehlenden Informationen nicht nachgeholt werden können.

Praxistipp

Die Entscheidung betont den Transparenzgrundsatz und stärkt die Rechte der 
unterlegenen Bieter. Das Kammergericht nimmt allerdings insoweit eine 
Sonderposition unter den Vergabenachprüfungsinstanzen in Deutschland ein. 
Die jetzige Entscheidung stellt insofern eine Fortentwicklung der Auffassung 
des Kammergerichts zum Akteneinsichtsrecht im Nachprüfungsverfahren nach 
§ 165 GWB dar, wo das Kammergericht auch eine sehr bieterfreundliche 
Auffassung vertritt (vgl. KG, Beschl. v. 1.7.2020 – Verg 1001/20). So soll das  
Offenlegungsinteresse des Bieters das Geheimhaltungsinteresse der Bieter an 
ihren Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen in der Regel überwiegen. Insoweit 
überrascht es nicht, dass das Kammergericht eine Offenlegung des Angebots-
preises der Zuschlagsprätendentin für erforderlich hält. Dass dieser nach § 5 
VgV vertraulich zu behandeln ist (anders als im Baubereich gibt es im Liefer- 
und Dienstleistungsbereich auch kein Einsichtsrecht der Bieter in die 
Submission), sieht auch das  Kammergericht, lässt dies aber gegenüber dem 
Offenlegungsinteresse zurücktreten.

Ob von der Entscheidung des Kammergerichts eine "Signalwirkung" für die 
Nachprüfungsinstanzen in der Bundesrepublik ausgeht, bleibt abzuwarten. 
Jedenfalls öffentliche Auftraggeber, die der Gerichtsbarkeit des Kammer-
gerichts unterliegen, sind aber gut beraten, bei ihren Vorabinformations-
schreiben nach § 134 GWB eine detailliertere Begründung "zu spendieren".

Sascha Opheys
Rechtsanwalt, Fachanwalt für Vergaberecht 
vCard

Magdalena Schneider 
Rechtsanwältin
vCard
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Newsticker

Vergabebeschleunigungsgesetz im Bundesgesetzblatt veröffentlicht

Das Vergabebeschleunigungsgesetz ist am 18. Mai 2026 im Bundesgesetz-
blatt veröffentlicht worden (BGBl. I Nr. 137). Es wird am 1. Juli 2026 in Kraft 
treten. Die Einzelheiten zum Gesetz, insbesondere Änderungen, die sich im 
parlamentarischen Verfahren ergeben haben, sind im Newsletter 
Vergaberecht Mai 2026 ausführlich besprochen worden.

Für unsere Mandanten und Leser des Newsletters bieten wir am Donnerstag, 
den 25. Juni 2026 ein zweistündiges Webinar an, in dem wir die maßgeb-
lichen Änderungen im Ober- wie im Unterschwellenbereich vorstellen und 
praxisbezogen erläutern. Hier geht’s zur Anmeldung.

OLG Düsseldorf hält Einschränkung des Vergaberechtsschutzes durch 
das Bundeswehrbeschaffungsbeschleunigungsgesetz für 
verfassungswidrig

Der Vergabesenat des Oberlandesgerichts Düsseldorf hält die Norm des § 16 
Abs. 1 BwBBG, welche den Entfall der aufschiebenden Wirkung des Rechts-
mittels der sofortigen Beschwerde bei Unterliegen des Antragstellers im 
Nachprüfungsverfahren anordnet, nicht mit dem Grundgesetz vereinbar und 
hat die Regelung dem Bundesverfassungs-gericht nach Art. 100 Abs. 1 GG 
vorgelegt (Beschluss vom 18. Mai 2026 -VII-Verg 6/26). Dies muss prüfen, 
ob die Regelung mit Art. 19 Abs. 4 GG und dem allgemeinen Justizgewähr-
leistungsanspruch vereinbar ist.

Hintergrund bildet ein Vergabeverfahren, das die Beschaffung von 
Paketstationen für die Ausgabe militärischer Bekleidung und Ausrüstung für 
Soldaten auf dem Bundeswehrgelände zum Gegenstand hat. Die Auftrag-
geberin beabsichtigte, den Zuschlag nicht auf das Angebot der Antrag-
stellerin zu erteilen. Daraufhin strengte die Antragstellerin ein Nachprüfungs-
verfahren an, das die 1. Vergabekammer des Bundes (VK 1 - 128/25) 

zurückwies. Dagegen erhob die Antragstellerin sofortige Beschwerde und 
beantragte zudem, die aufschiebende Wirkung zu verlängern.

Die Vorlage ist insbesondere deshalb brisant, weil das zum 1. Juli 2026 in 
Kraft tretende Vergabebeschleunigungsgesetz (s. vorstehende Nachricht) in 
der Konstellation des erstinstanzlichen Unterliegens des Antragstellers 
ebenfalls einen Wegfall der aufschiebenden Wirkung im sofortigen 
Beschwerdeverfahren im § 173 Abs. 1 GWB vorsieht – anders als § 16 
BwBBG allerdings nicht nur bei Beschaffungen der Bundeswehr, sondern bei 
allen oberschwellugen Vergabeverfahren. Im Vergabekammerverfahren 
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unterlegenen Bietern droht somit in der Beschwerdeinstanz der Zuschlag 
durch den Auftraggeber, was zu einer deutlichen Schwächung des Primär-
rechtsschutzes der Bieter führt. Insoweit wird eine Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts auch über den konkreten Fall hinaus 
entscheidende Signalwirkung haben.

Bundestariftreuegesetz seit Mai 2026 in Kraft

Zum 1. Mai 2026 ist das Bundestariftreuegesetz (BTTG) in Kraft getreten. 
Verfahren über die Vergabe öffentlicher Aufträge des Bundes, die nach 
Inkrafttreten begonnen wurden, sind an die Einhaltung der Tarifentlohnung 
durch das bezuschlagte Unternehmen gebunden. Dies umfasst etwa die 
Entlohnung, Urlaubsansprüche und Regelungen zu Ruhezeiten.

Damit intendiert der Bund – auch in Reaktion auf eine anhaltend sinkende 
Zahl tarifgebundener Unternehmen – Anreize für Unternehmen zu schaffen, 
ihren Arbeitnehmern Tariflohn zu zahlen und einen fairen Wettbewerb zu 
gewährleisten. Hintergrund war, so jedenfalls der Befund des Bundesgesetz-
gebers, dass Unternehmen, die ihren Arbeitnehmern keinen Tariflohn 
zahlten, im Vergabeverfahren günstigere Angebote abgeben konnten als 
solche, die Tariflohn zahlen. Dieser konstatierten Wettbewerbsverzerrung soll 
das Bundestariftreuegesetz entgegenwirken.

Das Gesetz findet Anwendung auf die Vergabe sowie Ausführung öffentlicher 
Bau- und Dienstleistungsaufträge sowie Konzessionen auf Bundesebene ab 
einem geschätzten Auftrags- bzw. Vertragswert von  EUR 50.000 (netto); die 
Vergabe von Lieferaufträgen ist nicht betroffen.

Nach § 3 BTTG ist das "Tariftreueversprechen" durch den Auftragnehmer 
eine verbindliche Ausführungsbedingung des Auftraggebers. Dessen 
Einhaltung kontrolliert die eigens dafür eingerichtete Prüfstelle Bundes-
tariftreue, die bei der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See 
ansässig ist. Maßstab hierfür sind die vom Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales im Rahmen einer Rechtsverordnung festzusetzenden Arbeits-
bedingungen. Das Vorliegen des Tariftreueversprechens muss der 
Auftragnehmer entweder nach § 9 BTTG dokumentieren und ggf. der 
Prüfstelle gegenüber nachweisen oder nach  § 10 Abs. 1 S. 1 BTTG 
präqualifiziert sein.

EU-Kommission trifft erstmalig Beschaffungsentscheidung auf 
Grundlage der Verordnung über drittstaatliche Subventionen

Die Europäische Kommission hat am 21. April 2026 zum ersten Mal eine 
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endgültige Entscheidung auf Grundlage der Verordnung über drittstaatliche 
Subventionen (Foreign Subsidies Regulation – FSR) getroffen. Mit der FSR 
sollen Wettbewerbsverzerrungen infolge drittstaatlicher Subventionen 
verhindert werden. Denn drittstaatliche subventionierte Unternehmen sind in 
der Lage, bei öffentlichen Ausschreibungen günstigere Angebote abzugeben 
und erlangen dadurch einen ungerechtfertigten Vorteil. Auf die neuen 
Leitlinien der EU-Kommission zur FSR haben wir bereits im Newsletter 
Vergaberecht Februar 2026 hingewiesen.

Hintergrund der Entscheidung war ein Vergabeverfahren im Zusammenhang 
mit dem Bau der neuen Metro-Linie "Violet" in Lissabon. Das nun ersetzte 
Unternehmen Portugal CRRC Tangshan Rolling Stock Unipessoal („CRRC“) 
sollte Fahrzeuge für die neue Metro-Linie liefern und war damit ursprünglich 
Bestandteil des Bieterkonsortiums. Die Europäische Kommission stellt in ihrer 
Entscheidung klar, dass das Bieterkonsortium sich durch die drittstaatlichen 
Subventionen zum Nachteil der anderen Bieter einen unfairen Wettbewerbs-
vorteil verschafft habe.

Die Europäische Kommission hat beschlossen, die durch das 
Bieterkonsortium gemachten Zusagen zur Ersetzung des Unternehmens 
CRRC durch das polnische Unternehmen Pojazdy Szynowe PESA Bydgoszcz 
Spółka Akcyjna zu akzeptieren. Durch die Verpflichtungszusage seitens des 
Bieterkonsortiums ist die Wettbewerbsverzerrung innerhalb des europäischen 
Binnenmarktes entfallen. Infolgedessen hat die Europäische Kommission die 
Teilnahme des Bieterkonsortiums an der Ausschreibung – unter der 
Voraussetzung des Austauschs des Zulieferunternehmens – genehmigt. 
Diese, auf die nähere Untersuchung des Vorgangs folgende Beschaffungs-
entscheidung der Europäischen Kommission auf Grundlage der FSR stellt die 
erste ihrer Art dar.

Bundeskartellamt veröffentlicht Fallbericht zur Selbstreinigung

Unternehmen, die wegen eines Fehlverhaltens in ein Wettbewerbsregister 
eingetragen sind, können einen Antrag auf vorzeitige Löschung wegen 
Selbstreinigung stellen. Das Bundeskartellamt hat dazu am 24. April 2026 
den Praxisbericht "Compliance in der Praxis: Erfahrungen aus der vergabe-
rechtlichen Selbstreinigung" veröffentlicht. Darin erläutert es entlang der drei 
Voraussetzungen der Selbstreinigung –Schadensausgleich, umfassende 
Klärung der Tatsachen und Umstände sowie technische, organisatorische und 
personelle Maßnahmen – anhand dreier Fallbeispiele, wie Unternehmen auf 
ihr Fehlverhalten reagiert haben und welche Maßnahmen vom Bundeskartell-
amt als Registerbehörde als ausreichend für einen Antrag auf Löschung des 
Eintrags im Wettbewerbsregister qualifiziert wurden.
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Als bisherigen Schwerpunkt der Fallpraxis macht der Praxisbericht
"Submissions-Kartelle", mithin kartellordnungswidriges Verhalten sowie 
Straftaten nach § 298 StGB aus. Als Maßnahmen schlossen die Unternehmen 
Vergleiche oder andere vertragliche Regelungen und leisteten auf dieser 
Grundlage Schadensersatz an die kartellgeschädigten Auftraggeber. In den 
Unternehmen wurden die Geschäftsbereiche, innerhalb derer Taten begangen 
wurden, aufgelöst bzw. neu organisiert. Zudem schieden beteiligte Mitarbei-
ter mitunter aus dem Unternehmen aus; auch erfolgten Versetzungen oder 
Abmahnungen. Zudem sind Maßnahmen etabliert worden, die die Entschei-
dungsprozesse auf mehrere Ebenen verteilen, bspw. digitale Genehmigungs-
systeme mit notwendiger Zustimmung von drei Verantwortlichen. Bei 
Angeboten ab einem gewissen Auftragsvolumen sind nun Prüf-/Doku-
mentations-/Freigabeverpflichtungen angezeigt. Auch Schulungen sowie 
anonyme Hinweisgebersysteme wurden eingesetzt.

Im Rahmen des zweiten Fallbeispiels "Korruption und Betrug" hatten die 
Unternehmen Vereinbarungen zum Schadensersatz mit den geschädigten 
Kommunen oder Landesbehörden getroffen und dementsprechend Zahlungen 
geleistet. Durch Gesellschafter eines Unternehmens erfolgte zudem eine 
Selbstanzeige; diese wirkten sodann an der Sachverhaltsaufklärung mit. Zum 
Teil erfolgte eine Entlassung der entsprechenden Mitarbeiter. Zudem sind 
mehrstufige Kontrollsysteme für die Erstellung von Angeboten entwickelt 
worden; dazu zählt auch die zwingende Beteiligung bzw. Genehmigung durch 
einen "Führungskreis" ab einem bestimmten Auftragsvolumen.

Einen weiteren Schwerpunkt stellt das dritte Fallbeispiel "Mindestlohn und 
Schwarzarbeit" dar. Im Falle der Nichteinhaltung der Zahlung des 
Mindestlohns war ein Nachweis des Unternehmens über die Nachzahlung des 
Mindestlohns sowie der Sozialversicherungsbeiträge nötig. In Reaktion darauf 
wurden digitale Zeiterfassungssysteme eingeführt und es erfolgten 
Unterweisungen zur richtigen Zeiterfassung. Im Falle der Unkenntnis bzgl. 
verbotener Arbeitnehmerüberlassung erfolgten Betriebs-sowie Dienst-
anweisungen. Als Folge von unzulässigen Tätigkeiten ausländischer 
Beschäftigter setzten Unternehmen Prüfungsprozesse von Aufenthaltstiteln 
bzw. Arbeitserlaubnis ein. Auch fanden teils Entlassungen, Rügen oder 
Abmahnungen der entsprechenden Personen statt.

EuGH: Urteil zum Ausschluss von Unternehmen vom 
Vergabeverfahren bei Russlandbezug 

Der EuGH hat mit Urteil vom 12. Februar 2026 (C-313/24) entschieden, dass 
ein Ausschluss eines Unternehmens, das einen russischen Geschäftsführer 
hat, vom Vergabeverfahren nach Art. 5k Abs. 1 lit. c) EU-Verordnung
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833/2014 nur bei Vorliegen einer plausiblen Gefahr möglich ist. Diese liegt 
vor, wenn eine Umleitung der öffentlichen Vergabemittel in die russische 
Wirtschaft erfolgt und diese sodann zur Finanzierung des russischen 
Angriffskrieges in der Ukraine dienen. Sofern es nicht erwiesen oder höchst 
unwahrscheinlich ist, dass der Geschäftsführer tatsächlich die Möglichkeit 
hat, die Gesellschaft zu kontrollieren, fehlt eine plausible Gefahr. Ein Indiz für 
das Vorliegen einer tatsächlichen Kontrolle liegt nach dem EuGH dann vor, 
wenn eine von der Norm betroffene Person oder Einrichtung eine Mehrheits-
beteiligung am Kapital des Unternehmens hielt, diese kurz vor Beginn des 
Ausschreibungsverfahrens jedoch veräußert hat.

Das Gericht hat festgestellt, dass ein Ausschluss nach Art. 5k Abs. 1 lit. c) 
EU-Verordnung 833/2014 bei einem Unternehmen mit einem russischen 
Geschäftsführer nicht automatisch gegeben ist. Der Auftraggeber muss im 
konkreten Fall vielmehr umfassend prüfen, ob eine plausible Gefahr vorliegt. 
Als für diese Prüfung relevanten Aspekte benennt der EuGH die Eigentums- 
und Kontrollstruktur des bietenden Unternehmens, die persönlichen und 
beruflichen Verbindungen zwischen den betroffenen Personen, die Art und 
den Gegenstand der Transaktionen, das Vorgehen zur Sicherstellung der 
Verwaltung und des Betriebs des Unternehmens, die nachgewiesenen 
früheren Anweisungen, die Zusammenarbeit mit sanktionierten Organi-
sationen, die Erklärungen Dritter sowie weitere hinreichend konkrete, 
genaue und übereinstimmende Indizien. Zudem argumentiert der EuGH, 
dass die Mittel aus der Vergabe an das Unternehmen und die Gesellschaft 
selbst vergeben werden und gerade nicht an den Geschäftsführer.

Landesregierung NRW bringt Gesetzentwurf des 
Tarifentgeltsicherungsgesetzes in den Landtag ein

Die nordrhein-westfälische Landesregierung hat am 21. April 2026 den 
Gesetzentwurf zur Tarifentgeltsicherung beschlossen und am 28. April 2026 
in den Landtag eingebracht. Der Entwurf wurde nach der ersten Lesung am 
7. Mai 2026 sodann an den Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
(federführend), an den Ausschuss für Heimat und Kommunales, an den 
Haushalts- und Wirtschaftsausschuss sowie an den Ausschuss für Wirtschaft, 
Industrie, Klimaschutz und Energie überwiesen. Eine erste Beratung des 
Gesetzentwurfes im Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales fand am 
20. Mai 2026 statt.

Das Tarifentgeltsicherungsgesetz (TESG) soll ab dem 1. Januar 2027 sicher-
stellen, dass Aufträge des Landes nur noch an Auftragnehmer vergeben 
werden, die Mindestentgelte nach Branchentarifverträgen zahlen. Betroffen 
sind 15 verschiedene Branchen, die eine große Zahl öffentlicher Aufträge

https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-19004.pdf


erhalten und durch untertarifliche Bezahlung Wettbewerbsverzerrungen 
hervorrufen. Erfasst sind etwa das Abbruchgewerbe und das Baugewerbe 
sowie Bildung, Berufliche Aus- und Weiterbildung. Die jeweilige 
Mindestentgelthöhe soll durch Rechtsverordnungen des 
Arbeitsministeriums festgelegt werden.

Die wesentliche Neuerung des Gesetzes besteht im geänderten 
Bezugspunkt: Orientierte sich das Tariftreue- und Vergabegesetz NRW
(TVgG NRW) am gesetzlichen Mindestlohn, ist im Rahmen des 
Tarifentgeltsicherungsgesetzes nun zusätzlich der Branchentarifvertrag 
der jeweiligen Branche ausschlaggebend. Nicht von der Regelung zum 
Mindestentgelt in § 3 S. 1 Nr. 4 des Gesetzentwurfes erfasst sind Städte, 
Kreise, Gemeinden und Kommunalverbände sowie die von ihnen 
getragenen Körperschaften (§ 1 Abs. 4 S. 2 des Gesetzentwurfes). Nach  
§ 1 Abs. 5 S. 1 des Gesetzentwurfes greift für Dienstleistungen ein 
Schwellenwert von 50.000 Euro (netto) und für Bauleistungen von 
100.000 Euro (netto). Die Überprüfung der Einhaltung des 
Mindestentgeltes soll eine eigens dafür einzurichtende Prüfstelle 
Tarifentgeltsicherung bei der Deutschen Rentenversicherung Rheinland 
sowie bei der Deutschen Rentenversicherung Westfalen übernehmen.
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